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te schon rund 32 Prozent −
undzahlenfleißigin das prall
gefüllte Rentensäckel ein.
Die "demografische Last"

ließe sich demnach auch an-
ders lesen: Ohne die Grenz-
pendlerInnen würde das Ver-
hältnis zwischen jüngeren
BeitragszahlerInnen und al-
ten LeistungsempfängerInnen
− von Ökonomen rabiat als
"Altenlastquotient" beschrie-
ben − wesentlich schneller
auseinanderdriften. Die nied-
rige Geburtenrate und die
steigende Lebenserwartung
der einhei mischen Bevölke-
rung hätten dann zur Folge,
dass die LuxemburgerInnen
ziemlich schnell reduzierte
Renten oder höhere Beiträge
hinnehmen müssten.
Die Grünen thematisieren

das Problem'frontaliers' un-
ter einem etwas anderen
Blickwinkel: Sie warnen vor
einer einseitigen Ausrichtung
des Rentensystems auf aus-
ländische Arbeitskräfte. Poli-
tik und Wirtschaft sollen
künftig verstärkt in Frauen
als Arbeitskräfte investieren.
Damit hoffen Déi Gréng, die
Abhängigkeit der Luxembur-
ger Alterssicherung von Ar-
beitnehmerInnen aus dem
Ausland zu mindern sowie ei-
ne zukünftige Schieflage zwi-
schen Einnahmen und Ausga-
ben zu verhindern. Der Vor-

schlag hätte für Frauen
grundsätzlich positive Effek-
te, verfehlt aber das Ziel der
langfristigen Finanzierbar-
keit: Die BIT−Experten haben
in ihren Hochrechnungen ei-
ne höhere Beteiligung von
Frauen am Erwerbsleben be-
reits eingerechnet.

Unternehmensabgabe
chancenlos
Die Wertschöpfungsabga-

be, mit deren Hilfe die Grü-
nen(unddéi Lénk) zudemdie
künftige Finanzierung des
heutigen Rentenniveaus si-
chern wollen, ist vor allemin
der Wirtschaft unbeliebt:
Denn viele Unternehmen
kommen wegen der niedrigen
Abgaben und Auflagen nach
Luxemburg. Ein luxemburgi-
scher Alleingang in Sachen
Wertschöpfungsabgabe in
der EU könnte zur Folge ha-
ben, dass Firmen künftig an-
dereeuropäische Länder dem
Großherzogtumvorziehen.
In Deutschland stand die
Wertschöpfungsabgabe eine
Zeit lang als ergänzende Fi-
nanzierungfür das angeschla-
gene Rentensystem zur Dis-
kussion. Vor allem Gewerk-
schaften setzten sich für die
Abgabe ein. In einer Modell-
rechnung kamen Wirtschafts-
wissenschaftler an der Uni-
versität Dortmund Anfang
der 90er Jahre i mmerhin zu
demSchluss, dass die mittel−
und langfristigen Finanzie-
rungsprobleme des deut-
schen Rentensystems grund-
sätzlich durch eine Wert-
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Schreckgespenst FrontalierDie einen warnenvor der
Katastrophe, die anderen
wollen Abhängigkeiten
mindern. Bei der Frage

nach der künftigen
Finanzierbarkeit des

Rentensystemsdreht sich
allesumdie'Frontaliers'.

Eigentlich wollte Bernhard
Knop, Versicherungsmathe-
matiker des Bureau interna-
tional du Travail in Genf, die
Tabelle gar nicht anfertigen.
Nur auf ausdrücklichen
Wunsch der Regierung, so er-
klärt der Autor der BIT−Ren-
tenstudie gegenüber der
WOXX, habe er die Zahlenrei-
he an den Schluss seiner Un-
tersuchung zur aktuellen und
zukünftigen Finanzierung des
Luxemburger Rentensystem
geheftet. "Cotisations et pres-
tations ventilées par statut
de résidence" steht darüber.
Die Tabelle beschreibt das ak-
tuelle Verhältnis zwischen
Beitragszahlungen und Leis-
tungen, aufgeschlüsselt nach
EinwohnerInnen und Grenz-
pendlerInnen. Knop muss die
politische Bedeutung seines
Zahlenmaterials erahnt ha-
ben, verhindert hätte er die
sich in den vergangenen Ta-
gen abzeichnende Debatte
aber sicherlichauch ohne die
Tabelle nicht. Schließlich
sind 'frontaliers' in Luxem-
burgein Dauerthema.

Den Vorstoß hat dieses
Mal die DP gemacht. In ei-
nem"Commentaire politique"
auf den DP−Internetseiten
schreibt der Abgeordnete
Marc Schroell von einer "de-
mografischen Last". Diese, so
heißt es weiter, entstehe

"hauptsächlich aufgrund der
ständig steigenden Zahl der
Grenzpendler i m Luxembur-
ger Wirtschaftsleben". Dem
Politiker bereiten die in der
Zukunft einzulösenden be-
rechtigten Ansprüche auf Al-
terssicherung der ausländi-
schen ArbeitnehmerInnen of-
fenbar Sorgen. So sehr, dass
er sich mitsamt seiner Frakti-
on noch nicht ganz vomim
Wahlprogramm angekündig-
ten Kapitaldeckungsverfah-
ren verabschieden mochte.
Auch Hoffnungen auf Renten-
verbesserungendämpft er.

Mehrwert Frontalier
Bestätigt sieht sich

Schroell durch die Ergebnisse
der BIT−Studie. Denn egal,
ob man das eher opti misti-
sche Szenario 1 (Wirtschafts-
wachstum von vier Prozent
bei gleichzeitig steigender
Zahl von 'frontaliers') oder
das pessi mistischeSzenario2
(Wachstumvon zwei Prozent
bei stagnierender Grenzpend-
lerInnen−Zahl) betrachtet, ei-
nes zeigen die Zahlen deut-
lich: Reinrechnerisch werden
in Zukunft i mmer mehr 'fron-
taliers' Leistungenaus der Al-
tersversicherungin Anspruch
nehmen. Imersten, günstige-
ren Fall würde die Zahl der
BeitragszahlerInnen die aus-
ländischen RentnerInnen

noch zahlenmäßig überwie-
gen. Im Falle einer Wirt-
schaftsflaute jedoch gäbe es
mehr 'Ex−frontaliers', die Ren-
ten erhalten als solche, diein
die Rentenkasse einzahlen.
Grund genug für die DP,
Alarm zu schlagen. Schroell
spricht von einer "Katas-
trophe".

Etwas vorsichtiger ist der
Christdemokrat Lucien Wei-
ler. "Ich weißnicht, ob das ei-
ne definitive Katastrophe für
uns sein sollte", äußert er
sich zur BIT−Prognose, laut
der sich Luxemburg bei an-
haltendemWachstumimJahr
2050 mit rund 300.000 auslän-
dischen Arbeitskräften kon-
frontiert sähe. "Was die uns
an Mehrwert bringen und
was das uns i mGegenzug ko-
stet − da sehe ich kein wirkli-
ches Problem", erklärt der
CSV−ler mit ökonomischem
Kalkül. Er rechnet vor: Die
acht Prozent, die der Staat
für jeden Arbeitnehmer zur
Sozialversicherung beisteue-
re, würden durch die erziel-
ten Unternehmensgewinne
und die Steuernvonausländi-
schen Arbeitskräften mehr
als ausgeglichen. Der wirt-
schaftliche Boom in Luxem-
burgist, das weiß Weiler, oh-
ne'frontaliers' nicht denkbar.
Denn von allen hierzulande
Beschäftigten stellen sie heu-

Schmuckzur Alterssicherung?Frauenfordernschonlange eigene Rentenansprüchein ausrei-
chender Höhe. (Foto: Christian Mosar)
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Alterssicherung EhemannFrauensollenkünftig
verstärkt eigene
Rentenansprüche
erwerben. Das

Rentensystembietet
Müttern dazu wenig
Möglichkeiten. I m

Gegenteil: Es
benachteiligt sie
systematisch.

(ik) - Eine weitere Gruppe
findet i mVorfeld des Renten-
tisches viel Beachtung: die
Frauen. Als hauptsächlich
von Hungerrenten Betroffene
sollen sie bei Rentenverbes-
serungen besonders bedacht
werden. Ob die Zahl von
3.000 Rentnerinnen mit Ren-
tenamRande des Existenzmi-
ni mums sti mmt, ist unklar −
bisher fehlen Untersuchun-
gen zu Niedrigrenten und ih-
ren EmpfängerInnen. Sicher
ist nur: Frauenrenten sindim
Durchschnitt rund 30 Prozent
niedriger als die von Män-
nern. 1999 betrug die Alters-
rente von Frauen durch-
schnittlich 30.146 LUF, die
durchschnittliche Altersrente
der Männer lag hingegen bei
54.843 LUF.

Jetzt lebt deshalbeine alte
Forderung der Frauenbewe-
gung auf: Frauen sollen bes-
sere Möglichkeiten bekom-
men, sich ihre eigene Rente
zuverdienenundsichfinanzi-
ell unabhängig von Männern
machen. Dafür machen sich
neben den Frauenverbänden
vor allem Gewerkschaften,
LSAP, Grüne undLinkestark.

Doch die so genannte Indi-
vidualisierung − zumal übers
Knie gebrochen − muss für
Frauenimhiesigen Rentensy-
stem keineswegs gleich eine
Verbesserung ihrer Absiche-
rung im Alter bedeuten. Im
Gegenteil: "Für die meisten

einandergesetzt. Auf selbst
verdiente Rentenansprüche
zurückgeworfen, die Hunger-
rente wäre für Frauen die
Regel.

Die Ursachen für niedrige
eigenständige Frauenrenten

in Luxemburg sind vielfältig.
Sie liegen einerseits in einem
Berechnungsmodus der Ren-
ten, der den Lebensläufen
vieler Frauen nicht genügend
Rechnung trägt. So sieht das
System für die normale Al-
tersrente 40 beitragspflichti-
ge Jahre vor. Das bedeutet
quasi eine Gesamtarbeitszeit
vom25. bis zum65. Lebens-
jahr. Damit ist eine weitere
Voraussetzungfür die Berech-
nung genannt: Als die Gesetz-
geber die Grundsteinefür das
Rentenrecht legten, gingen
sie vonder Lohnarbeit als Be-
messungsgrundlage für Versi-
cherungszeit und Beiträge
aus.

Familienarbeit rechnet
sich nicht
Für die meisten Frauen ist

eine solch kompakte Versi-
cherungsbiografie jedoch un-
möglich zu erreichen. Denn
nach wie vor sind es Frauen,
diefür Kinder und Familieih-
ren Beruf unterbrechen oder
sogar ganz aufgeben. Wäh-
rend dieser Zeit zahlen sie in
der Regel keine Beiträge in
die Rentenkasse ein. "Die
Konsequenz sind Lücken in
der eigenen Rentenkarriere",
erläutert Gorza. Sie fordert
deshalb, die notwendige Ver-
sicherungszeit für Frauen zu
kürzen.

Frauen würde sie zunächst ei-
ne Verschlechterung in der
Altersabsicherung bringen",
ist sich Tréis Gorza sicher.
Die Beamtin des Centre Com-
mun de la Sécurité Sociale
hat sich mit diesem Thema
aus feministischer Sicht aus-
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Rententalk
Berechnungsmodus − die Rente wird nach Versicherungs-
jahren und der Höhe der Beiträge berechnet. Neben Bei-
tragszeiten aus der Lohnarbeit werden zumindest teil weise
Zeiten für Erziehung, Pflege, Ausbil dung und Arbeitslosi g-
keit angerechnet. Die starke Ausrichtung des Rentensys-
tems auf die Lohnarbeit benachteili gt vor allemFrauen.
Hungerrente− theoretisch ei ne Rente, die kaumzumLeben
ausreicht und eher Frauen betrifft. I n der politischen Debat-
te viel zitiert, Höhe und Häufigkeit i hres Vorkommens je-
doch unklar.
Kapitaldeckungsverfahren − jedeR spart sich sei ne/i hre ei-
gene Altersrente an. Die Notwendi gkeit, vom Umlagever-
fahren auf Kapitaldeckung zu wechsel n (wie von der DP
behauptet), hat die BIT−Studie ei ndeuti g vernei nt.
Umlageverfahren − hier zahlt die jetzi ge Generation (Ar-
beitnehmerI nnen, Arbeitgeber und Staat) mit i hren Beiträ-
gen die Altersbezüge der heuti gen RentnerI nnen. Wichti g:
Es müssen genügendjunge Menschen i n die Rentenkassen
ei nzahlen, andernfalls ist die "Generati onengerechti gkeit"
gefährdet.
Wertschöpfungsabgabe − Abgabe, mit der kapitali ntensive
Unternehmen an den Sozialversicherungskosten beteili gt
werden. Mit dem Umverteil ungsinstrument sollen die Wett-
bewerbsnachteile, die personali ntensiven Unternehmen
durch Lohnkosten entstehen, behoben werden. I n Europa
existieren bisher kei ne Erfahrungen mit der Wertschöp-
fungsabgabe.
Vereinbarkeit von Beruf und Familie - neben der Lohn-
zentriertheit des Rentensystems, der Knackpunkt, an dem
der Erwerb ei gener Rentenansprüche allzu häufig scheitert.
Ohne ei nem ausreichenden ' Ki ndergartenangebot', Ganz-
tagsschulen, flexi blen und familiengerechten Arbeitszeiten,
sowie adäquaten Elternurlaubsregel ungen bedarf es oft
ei ner hohen organisatorischen Kunst, umneben Ki nd ei ner
Erwerbsarbeit nachzugehen. Von diesen Schwieri gkeiten
si nd nach wie vor hauptsächlich Frauen betroffen.
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schöpfungsabgabe gelöst
werden könnten. Doch trotz
ihrer guten wissenschaftli-
chen Bewertung: in der aktu-
ellen deutschen Rentendebat-
te spielt die Wertschöpfungs-
abgabe keine Rolle. Das Argu-
ment, mit der Einführung ei-
ner Abgabe würden deutsche
Unternehmeni minternationa-
len Wettbewerb benachteiligt,
wiegt unter dem Druck der
hohen Arbeitslosigkeit undei-

ner mäßigen Konjunktur be-
sonders schwer.
Am luxemburgischen Ren-

tentisch hat das Abgabemo-
dell ohnehin keine Chance:
Die Regierungsparteien ha-
ben sich schon im Vorfeld
klar gegen strukturelle Verän-
derungen ausgesprochen.
Und mit dem Ausschluss
von déi Lénk und anderen
gesellschaftlichen Gruppen
vom Rententisch sinkt die

Möglichkeit, hier politischen
Druckauszuüben.

Ob das Thema 'frontaliers'
denn tatsächlich am Renten-
tisch diskutiert werden wird,
steht in den Sternen. Die CSV
hat jedenfalls i m Vorfeld
schon deutlich signalisiert,
dass sie es i m Rahmen der
Rentengespräche für fehl am
Platze hält. Die Frage, wie die
Politik künftig den demografi-

Kindererziehung und Fami-
lienarbeit als wertvolle ge-
sellschaftliche Arbeit aner-
kennen, so lautete die alte
Forderung der Frauenbewe-
gung. Dass Mütter (und
Väter) mit dieser Arbeit auch
eigenständige Rentenrechte
erwerben können, ist in
Luxemburg noch nicht sehr
lange möglich. Kindererzie-
hung wurdevomGesetzgeber
in der Rentenberechnung
erst 1991 mit der Regelung
der Babyjahre berücksichtigt.
Seitdem werden Müttern
(und Vätern) zumindest die
ersten Jahre der Kindererzie-
hung angerechnet. Die an
sich positiven Babyjahre gel-
tenjedoch nicht für alle Müt-
ter. Nur Eltern, deren Kinder
nach dem31.12.1987 geboren
wurden, profitieren von der
Regelung. Damit bleibt die
Generation von Müttern, die
jetzt in Rente geht, von der
familienfreundlichen Maß-
nahme ausgeschlossen. Für
Beamte des öffentlichen
Dienstes gilt sie zudem gar
nicht.
Wer konsequent die Indivi-

dualisierung von Frauen im
Rentenrecht fordert, kommt
an der Regelung der Hinter-
bliebenenrente ebenfalls
nicht vorbei. Mit der Hilfe
der Witwenrente wollte der
Gesetzgeber ursprünglich die
Ehefrau i m Falle des Todes
ihres Ehemannes absichern.

Obwohl für viele Frauen ein
Auskommen ohne Witwen-
rente nicht denkbar ist, kriti-
siert Tréis Gorza die Rege-
lung. "Die Hinterbliebenen-
rente manifestiert die finan-
zielle Abhängigkeit von Ehe-
frauen von ihren Ehemän-
nern", sagt sie. Zudembestä-
tige sie das Bild der ' Nur−
Hausfrau'. Die Erklärung: Die
Rentein Höhe von75 Prozent
der Rente des Ehemannes
wird unabhängig davon ge-
zahlt, ob die Frau Kinder er-
zogen hat oder nicht. Auf-
grund der Witwenrente kann
eine kinderlose Ehefrau
höhere Rentenbezüge erhal-
tenals eine Mutter, dieihr Le-
benlangerwerbstätig war. Al-
leinerziehende Mütter sind
somit verheirateten kinderlo-
sen Frauen gegenüber be-
nachteiligt: Sie haben die
doppelte Belastung durch
Kinder und Beruf und oft
auchdie niedrigere Rente.

Notsituation Scheidung
Im Falle von Scheidung

taucht bei der Hinterbliebe-
nenregelung ein zusätzliches
Problem auf: Geschiedene
Frauen haben laut Gesetz
ebenfalls ein Anrecht auf ei-
nen Teil der Rente ihres Ex-
mannes, aber nur, solange sie
nicht wieder heiraten. Ihren
Anspruch müssen die Frauen
den Behörden gegenüber in-

nerhalb eines gewissen Zeit-
raums nach demTod des Ex−
Ehemannes selbst geltend
machen. "Demütigend", findet
Gorza diese Praxis. Denn so
werde geschiedenen Frauen
zugemutet, "quasi täglich die
Todesanzeigen zu verfolgen."
Da Ehen auch i m katholi-
schen Luxemburg mittlerwei-
le zu rund 30 Prozent ge-
schieden werden, wird die
Absicherung allein über den
Mannfür Frauenzueinemim-
mer größerenRisiko.
ImRahmen der Individuali-

sierung diskutieren Parteien
und Gewerkschaften seit eini-
ger Zeit das Rentensplitting.
Nach diesem Modell würden
bei Erreichen des Rentenal-
ters die verdienten Renten zu
gleichen Teilen unter beiden
Ehepartnern aufgeteilt. I m-
merhin ein Fortschritt gegen-
über der jetzigen Situation,
finden die Gewerkschaften.
Die Misere von geschiedenen
Frauenlöst diese Regelungje-
doch nicht. In Deutschland
forderten Frauenverbände
deshalb das weitergehende
Splitting der Rentenanwart-
schaften. Die gesammelten
Rentenanwartschaften beider
Partner werdenhierbei schon
zu Lebzeiten zusammenge-
rechnet und auf dem jewei-
ligen Rentenkonto gutge-
schrieben. Großer Vorteil: Im
Falle von Scheidung nehmen
beide Partner die bisher ge-

sammelten Rechte mit. Von
der Regelung könnten auch
die i mmer zahlreicher wer-
denden Lebensgemeinschaf-
ten ohne Trauschein oder ho-
mosexuelle Paare profitieren.
Vorausgesetzt, sie würde
nicht auf die Ehe begrenzt.
Doch ob ein Splitting über-
haupt kommt, steht in den
Sternen− welchenStellenwert
diese Forderung von CIDfem-
mes undanderenFrauenorga-
nisationen bei den bevorste-
henden Rentengesprächen
einnehmen wird, dazu hat
sich bisher keine amRenten-
tisch teilnehmende Partei
geäußert.

Und noch mehr
Diskri minierung...
Mehr Babyjahre, verbes-

sertes Anrechnen von Erzie-
hungszeiten, das Teileninner-
halb einer Ehe erworbenen
Rentenansprüchen: All diese
Regelungen unterstützten
Frauen darin, eigenständige
Rentenansprüche zu erwer-
ben, sie ermöglichen jedoch
keine ausreichende eigene
Rente. "Frauensolltenstärker
als bisher auf den Arbeits-
markt setzen", empfiehlt
Tréis Gorza. Allerdings: Eine
Beschäftigung allein ist für
Frauen längst noch keine Ga-
rantie für ein finanziell abge-
sichertes Leben i mAlter. Die
Frauenabteilung der Gewerk-

schaft OGBL hat es in ihrem
Schreiben zum diesjährigen
internationalen Frauentag-
deutlich zusammengefasst:
Die niedrigeren Frauenrenten
haben ihre Ursachen auch in
der nach wie vor existieren-
den Benachteiligung von
Frauenauf demArbeitsmarkt.
Solange Frauen i m Berufsle-
ben immer noch weniger
Geldverdienenalsihre männ-
lichen Kollegen, bleibt eine
AngleichungvonFrauen− und
Männerrenten außer Reich-
weite. Die Studie der Privat-
beamtenkammer CEPL von
1998 zu Löhnen und Gehäl-
tern von Frauen und Männer
beweist: Die Lohndiskri minie-
rung von Frauen gegenüber
Männernist auch bei gleicher
und gleichwertiger Arbeit
noch gang und gäbe. Verwal-
tungsangestellte beispiels-
weise verdienen rund 20 Pro-
zent weniger als ihre männli-
chenKollegen.
Die Schwierigkeit, Beruf

und Familie zu vereinbaren,
schlägt sich für viele Frauen
ebenfalls in niedrigeren Ein-
kommen nieder. Zwar existie-
ren Regelungen im Renten-
system, die Teilzeitarbeit von
Frauen zumindest teilweise
kompensieren. Niedrigere
Löhne aufgrund fehlender
Qualifikationen oder kürzerer
Betriebszugehörigkeit, häufi-
ge Nebeneffekte einer frühen
kindsbedingten Berufspause,

können aber auch sie nicht
ausgleichen.
So bleibt als Lösung neben

der umfassenden Gleichstel-
lung von Frauen vorerst wohl
vor allemeines: All diejenigen
RegelungenimgeltendenRen-
tenrecht nutzen, die eine Ver-
vollständigung der berufli-
chen Laufbahn ermöglichen.
Frauen mit Lückenin der Ren-
tenkarriere aufgrund von Fa-
milienarbeit könnenseit April
1999 nachträglich Versiche-
rungszeiten erkaufen. Der
Runauf das Angebot ist groß:
Nach Schätzung des Centre
Commun haben allein in der
privaten Versicherungfür An-
gestellte bisher rund 12.050
weibliche Versicherte diesen
Antrag gestellt. Den Preis für
die strukturelle Diskri minie-
rung bis ins Alter bezahlen:
dieFrauenselbst.

schen Entwicklungen in der
Luxemburger Bevölkerung
Rechnung tragen will, wartet
somit aber weiterhin auf eine
Antwort.

Ines Kurschat

Sie arbeiten aufBaustellen, in Cafés, in Banken... Ohne'frontaliers' käme der wirtschaftliche Aufschwungins Stocken.
(Foto: Christian Mosar)


